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Kläger und Revisionskläger,

—Prozeßbevollmächtigtez ..,.........................—

......I-q)... ....... .. ...... . ..... ng..qgo■oc‘oouo■loo’

Beklagter und Revisionsbeklagter.

Der 40. Senat des Eundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 16._Oktober 4974 durch den

Vorsitzenden Richter S o n n e n b e r g , die

Richter P e t e r s e n und

Dr. B u r d e n Stk 1 und die ehrenamtlichen
Richter L a u e r und Dr. R o o s '

“für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts für das Land Nordrhein—Westfalen

vom 17. Oktober 4973 aufgehoben,

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Entscheidung
an dieses Gericht zurückvcrwiescn. '
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Der 4906 geborene Kläger bezog Versorgungsrente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 50 V.H.,
hauptsächlich wegen starker Behinderung und Bewegungsein-

schränkung am rechten Arm und an der rechten Hand (Bescheid

vom 16. April 1948; Umanerkennungsbescheid vom 49. Juni 4952Ö.

Die Landesversicherungsanstalt (LVA) Westfalen gewährte ihm

durch Bescheid vom 5. Juni 1969 rückwirkend ab Februar 4969

Rente wegen Erwerbsunfähigkeit (EU — 462‚— LM). Am 4. Oktober

4969 beantragte der Kläger die Gewährung eines Berufssehadens—

ausgleichs. Nach seinen Angaben und dem Inhalt der Rentenakten

war er vor dem Kriege ausschließlich als.ungelernter Arbeiter

in verschiedenen Berufszweigen tätig gewesen. Von 19ü6 bis zu

seinem Ausscheiden aus den Erwerbsleben am 11. Juni 4€69 war

er als Kesselwärter, Fahrstuhlführer und Bote bei der Firma M.,

Metallwalz- und Preßuerk in Lüdenscheid, beschäftigt.

L‘urch Bescheid vom 49. Juni 4970 lehnte die Versorgungsvcr-
waltung die Anerkennung—eines besonderen beruflichen Betroffen—

seins gem. 5 50 Abs. 2 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) und

die Gewährung eines Berufssehadensausglcichs ab. Zur Begründung

ist angegeben, das vorzeitige ßusseheidcn aus dem Erwerbslebon

sei völlig unabhängig von den anerkannten Schädigungsfolgen

aufgrund anderer Gesundheitsstörungen (fortgeschrittene Sklerose
mit Cerebralsklerose; Herzmuskelschädigung). Die anerkannten
Schädigungsfolgen hätten den Kläger nicht gehindert, weiterhin
bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres die bisher verrichtcten

Tätigkeiten eines Arbeiters auszuüben. Ein wirtschaftlicher
Schaden oder ein auf die Schädigungsfolgen zurückzuführender
Einkommens#erlust.lasse sich hiernach nicht feststellen.
Der Widerspruch des Klägers blieb erfolglos (Widerspruchsbeseheid

vom 46. Dezember'97o). —
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Das Sozialgericht (SG) hat eine Auskunft der Arbeitgeberfirma

eingeholt und den Beklagten durch Urteil vom 54. Mai 4972

verurteilt, demKläger ab 1. Juni 1969 Rente entsprechend
einer MdB von 60 % wegen besonderen beruflichen Betroffenseins

zu gewähren und Berufssehadensausgleich zu zahlen unter Zu—

grundelegung der Leistungsgruppe 2 aller Arbeiter in der
Industrie. Es hat ausgeführt, wegen seiner relativ schweren
Schädigung habe der Kläger nicht mehr wie vor dem Kriege

schwere körperliche Arbeiten verrichten können; er.babev

deshalb eine wesentlich geringere Bezahlung erhalten und
außerdeh einen sozialen Abstieg erlitten. fufgrund seiner

langjährigen Tätigkeit (23 Jahre) bei der Firma H. sei davon
auszugehen, daß er sich im Laufe der Zeit eine Position er-

arbeitet hätte, die der eines angelernten Arbeiters gleich—

zuachtcn sei. Als solcher würde er ein höheres Rentenein—
kommen beziehen, als es nunmehr der Fall sei. ler Ieklagte

hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt.

DasLandessozialgerieht(LSG)hat eine weitere Auskunftder
Firma H. eingeholt. Danach war der Kläger in die Tarifg1uppe 2
eingestuft; ohne seine körperliche.Behinderung und entsprechend

seiner geistigen Auffassung hätte K. ohne weiteres die Tarif—

gruppe 4 erreicht; der prozentuale.Nehrverdienst würde etwa

42 % betragen haben. In der mündlichen Verhandlung vor dem

LSG nahmder Beklagte die Berufung insoweit zurück, als er
verurteilt werden war, die NdE wegen eines besonderen ber1f—

lichen Betroffeneeins nach % 50 Abs. 2 BVGhöher zu bewerten.
Alsdann hat das LSG durch Urteil vom 47. Oktober 4973 das
Urteil des SG abgeändert und die Klage abgewiesen. In den

Entscheidungsgründen wird ausgeführt, unstreitig sei der

Kläger bereits bei der Antragstellung am 1. Oktober 1969
ausschließlich wegen Nichtsehädigungsfolgen aus dem Erwerbs—

leben ausgeschieden gewesen. Sein derzeitigcs Einkommen sei

also nicht, wie es 5 30 Abs. 5 BVG voraussetze, "durch

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4__

die Schädigungsfolgen gemindert", sondern allein durch

die schädigungsunabhängigen Gesundheitsstörungen.

Ein Anspruch des Klägers auf Berufsschadensausgleich lasse

sich entgegen der Meinung des SG auch nicht daraus her-

leiten, daß das heutige Renteneinkommen des Klägers möglicher—

weise schädigungsbedingt geringer sei als dasjenige eines

vergleichbaren gesunden Arbeitnehmers. fer Berufsschadens-

ausgleich sei nämlich nicht wegen eines geringeren Renten—

einkommens, sondern nur wegen eines geringeren Erggrbgcin—

kommens zu gewähren; das ergebe sich eindeutig aus 5 50

Abs. 4 BVG. Das LSG verkenne nicht, daß die hier von ihm

vertretene Auffassung zu Unbilligkeiton führen könne.

Die Beseitigung dieser Unbilligkeit könnte dadurch erreicht

werden, daß auch ein vermindertes Renteneinkommen in den

Berufsschadensausgleich miteinbezogen werde. Das sei aber
keine Aufgabe, die_die Gerichte in Rahmen der Auslegung

des Gesetzes vornehmen könnten, sondern allein Aufgabe des

Gesetzgebers. Für die Erfassung eines Rentenmindereinkommens

fehle es zudem an einen Schlüssel, der eine Berechnung

dieses Mindereinkommens ermöglichen würde.

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Der Kläger hat gegen dieses Urteil Revision eingelegt

und beantragt,

1. unter Aufhebung des Urteils des LandeSsozialgerichts

für das Land Nordrhein—Westfalen vom 17. Oktober 1975

die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des

Sozialgerichts Dortmund von 51. Mai 1972 zurückzu-
weisen, soweit sie sich.noch gegen die Verurteilung

zur Gewährung von Berufsschadensausgleich an den
Kläger richtet;
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2. den Beklagten ferner zu verurteilen, dem Kläger auch

die außergerichtlichen Kosten des Berufungs— und
Revisidnsverfahrens zu erstatten.

Er rügt eine unzutreffende Anwendung und Auslegung materiell—
rechtlicher Vorschriften, insbesondere des 5 50 Abs. 5 und 4

BVG. Das LSG habe bei seiner Rechtsauslegung verkannt, daß ‘

der in S 50 Abs. 5 BVG gebrauchte Begriff "Erwerbseinkoxnen“

nicht nur Bezüge aus einer noch ausgeübten Berufstätigkeit

erfassen uolle,‘sondern auch solche Einkommen einschlie■e,

die sich aus einer vorherigen Beschäftigung ergäben (Renten—

einkommen). Das folge bereits aus 5 50 Abs. 4 Satz 1 BVG
iVm @9 Abs. 2 DVG zu 5 50 Abs. 5 und 4 BVG. Berufsschadcng_
au3gleieh sei daher nach den gesetzlichen Vorschriften auch

solchen Schwerbeschädigten zu gewähren, die im Zeitpunkt.?

der Antragstellung nicht mehr erwerbstätig seien und bereits

Rente wegen Berufs— oder Erwerbsunfähigkeit bezögen, wenn

0dieses “Einkommen" durch die Sehädigungsfolgcn gemindert sei

Diese Voraussetzung sei im Falle des Klägers erfüllt. Ohne

seine schädigungsbedingten körperlichen Behinderungen hätte

der Kläger anstelle der tatsächlichen Entlohnung nach der ‘

Tarifgruppe 2 ohne weiteres die Tarifgruppe 4 erreicht und

wäre damit zu einem tariflichcn Nehrverdienst von mindestens

42 % gelangt. Er wäre dann nicht in die Leistung;grnpp© },

sondern „in die Leistungsgruppe 2 aller Industriearbeiter’
einzustufen. Infolge der anerkannten Schädigungen erhalte der

Kläger daher eine wesentlich niedrigere Rente aus der Renten—
versicherung, als er sie ohne die Schädigungsfolgen erhalten

würde. Allerdings fehle es an einer ausdrücklichen gesetz—
lichen Regelung darüber, auf welche Weise in derartigen Fällen

der Einkommensverlust nach 5 50 Abs. 4 BVG zu berechnen sei.
Soweit diesbezüglich eine Lücke im Gesetz vorliege, könnte

und müßte sie von der Rechtsprechung im Sinne einer er—
gänzenden Gesetzesausfüllung geschlossen werden.

_ 6 _
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Der Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er_meint, Einkommensverlust und Kausalzusammenhang seien
Ahspruchsvoraussetzungen einer in Monatsbeträgen zu ge-'

währenden Leistung. Dabei beziehe sich die Kausalitäts—

prüfung nach % 50 Abs. 5 BVG auf den ganzen, jeweils nach

5 50 Abs. 4 BVGermittelten Einkommensverlust. In Fällen
der vorliegenden Art schließe der Umstand, daß der Be—
schädigte allein wegen Nichtschädigungsfolgen vorzeitig

aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sei, nicht stets und

von vornherein_aus, daß die Schädigungsfolgen als wesent—

liche Mitursache für den Einkommensverlust anzusehen seien.

Die einkommcnsmäßig ungünstige Lage könne nämlich auch darin

mitbegründet sein, daß der Beschädigte durch die Auswirkungen

der Schädigungsfolgen weniger Sozialrente beziehe, als er
ohne die Schädigung erhalten würde. Das LSG hätte daher die

vom Kläger behauptete Beeinträchtigung der Sozialrente

nicht einfach-außer Betracht lassen dürfen, sondern ent-

sprechende Feststellungen treffen müssen. Text und Zweck des

Gesetzes böten keinen Anhalt dafür, daß bei der Kausälität„_

prüfung nach 5 50 Abs. 5 BVG nachteilige Auswirkungen von
Schädigungsfolgen auf Sozialrenten grundsätzlich zu ignorieren

seien.
.Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung nach 5 424 Abs. 2 des Sozialgerichts—

gesétzes (SGG) einverstanden erklärt.

II

Der Kläger hat die vom LSG zugelassene Revision (% 162 Abs. 1

Nr. 2 SGG) frist— und formgerecht eingelegt und begründet
(@@164, 466 SGG); sie ist daher zulässig. Die Revision ist
auch insoweit begründet, als sie zur Aufhebung und Zurück—

verweisung des Rechtsstreits an das LSG führt.
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Das LSG hat sein klagabweisendes Urteil vorwiegend damit be—
gründet, daß der Berufsschedensausgleich grundsätzlich nicht
wegen eines gerin8eren Renteneinkommens, sondern nur wegen
eines geringeren Ergernginkommens zu gewähren sei. Das LSG
hat zwar die UUbilligkeit seiner Auffassung selbst empfunden,
jedoch gemeint, daß insoweit eine Lücke im Gesetz vorliege,
die HiCht durch die Gerichte, sendernmallein»durch den Gesetz-
geber geschlossen werden könne. Dieser Auffassung des LSG

3339 3133? 835355? «eräc&g sie ist außer aä_äon kbrä2;aä äc5
Gesetzes orientiert noch ist sie mit dem Sinn und Zweck der
Vorschriften—über den Berufsschedensausgleich vereinbar.

Eine 8030t8058u3fü110nd0 Auslegung durch die Gerichte

5 die hier angezeigt sein mag —widerspricht nicht dem Luf—
trag des Grundgesetzes (GG), wonach die Richter ”nur den}
Gesetz unterworfen" sind, wenn die fbsichten des Gesetzgebers

im Gesetz selbst ihren Niédcrsö■fägiääiüä
ihre Eurchführung gewisse Schwierigkeiten bereitet. Dem
Richter iSt es allerdings verwehrt, eine bewußte Gesetzes—
lüCke im WegeentSprechender Gesetzes- und Rechtsenwendung
zu schließen, weil der Richter damit das Gesetz selbst ändern

würde; das aber muß dem Gesetzgeber überlassen bleiben
(vgl. BSG 24, 207, 244; Urteil des erkennendcn Senats vom
15. August 1967 in BSG 27, 96, 100; s. auch BSG 20, 44;
24a 95; 56, 229)- Eine solche bewußte Gesetzeslücke liegt
hier, soweit es sich um die Berücksichtigung eines gemindcrtcn

RenteneinkemmensbeimBerüfsschadensausgleichhandelt, nicht
vor. V

Der Kläger hat seinen Antrag auf Gewährung eines Berufs—
schadensausgleichsim Oktober 1969 gestellt. Dieser Anspruch
iSt daher nach dem BVG idF des Dritten Gesetzes zur Änderung
und Ergänzung des Kriegsopferrechts vom 28. Dezember 4966
(BGBl I S. 750 - 3. NOG-) und den seither erfolgten fnde—
rungen zu beurteilen. Nach 5 50 Abs. 5 BVG erhalten Schwer—
beschädigte, deren Erwerbseinkommen durch die Schädigungsfolgen

-Ug _
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gemindert ist (Einkommensverlust), nach Anwendung des

Absatzes 2 einen Berufsschadensausgleich in näher bezeich—

neter Höhe. Einkommensverlust ist nach der Legaldefinition

des 5-50 Abs. 4 Satz 1 BVG der Unterschiedsbetrag zwischen

dem derzeitigen Bruttoeinkommen aus gegenwärtiger oder

früherer Tätigkeit zuzüglich der Ausgleichsrente und dem

höheren Durchschnittseinkommcn der Berufs— oder Wirtschafts—

gruppe, der der Beschädigte ohne die Schädigung ... wahr-

scheinlich angehört hätte. Wenn das LSG seine Entscheidung

allein auf den in 5 50 Abs. 5 BVG gebrauchten Ausdruck
"Egyggbgeinkommen" abgestellt hat, so hat es übersehen bzw.

außer acht gelassen, daß nach Absatz 4 dieser Vorschrift

das derzeitige Bruttoeinkommcn aus gegenwärtiger oder

£r£hgrer Tätigkeit dem Vergleichseinkommen (Eurchschnitts—
einkommen) gegenüberzustellcn ist. Da in Absatz 4 der

Begriff "Einkommensvcrlust" aus Absatz 3 näher erläutert

und dazu auch das Einkommen aus früherer Tätigkeit gezählt
wird, ergibt sich bereits aus dem Gesetzeswortlaut, daß in

5 50 Abs. 5 und 4 BVG jede Art von Einkommensverlust aus
Erwerbstätigkeit gemeint ist. Der Gesetzgeber hat also sehr

wohl in Betracht gezogen, daß der Schwerbeschädigte eine

Erwerbstätigkeit ggggnyärtig nicht mehr ausübt und daß deshalb
auch ein früheres Erwerbseinkommen berücksichtigt werden muß“

(vgl. Urteil des erkennenden Senats vom 24. Mai 4974

— ■o RV 585/75 —). Der Senat vermag nicht anzunehmen, daß

sich die ausdrückliche Erwähnung des früheren Erwerbs—

einkommens auf die wenigen Fälle beschränken soll, in denen

auch nach Beendigung einer Tätigkeit aufgrund besonderer
Vereinbarung noch Lohn- oder Gehalt - evtl. sogar nur für

eine vorübergehende Zeit — gezahlt wird, oder daß diese Vor—
schrift allein auf die Selbständigen zugeschnitten ist, denen

aus einer früheren Tätigkeit noch Einkommen zufließt. Viel—

mehr betrifft diese Regelung gerade die Rentner, die früher

eine Tätigkeit ausgeübt haben und die nunmehr aufgrund
dieser früheren Tätigkeit eine Rente - meistens aus der
Sozialversicherung — erhalten.
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Die Richtigkeit dieser Auffassung wird durch die Regelung“

des 59 Abs. 4 und 2 nvo bestätigt. Dort ist ausdrücklich .—
bestimmt, daß als derzeitiges Bruttoeinkommen "alle Einnahmen

in Geld oder Geldeswert aus.einer früheren oder gegenwärtigen
unselbständigen Tätigkeit" gelten und daß zu den Einnahmen

aus früherer unselbständiger Tätigkeit auch die "Renten aus

der gesetzlichen Rentenversicherung" gehören (vgl. 5 9 Abs. 2

Ziff. 2 DVD). - Diese Regelung ist bei der Neufassung der

DVG zu 5 30 Abs. 5 und 4 BVGvom 44. April 4974 (BGBl I
S. 929) unverändert geblieben. — Da die Vorschrift nicht auf

die Fälle beschränkt sein kann, in denen ein unselbstündig
Tätiger neben seinem — gegenwärtigen — Arbeitslohn noch ein

Renteneinkommen bezieht, in dem also die fnrechnung des
Renteneinkommcns nur dazu führen würde, den Einkommensverlust‚

aus "gegenwärtiger" Tätigkeit zu mindern, ergibt sich zwingend,
daß sie gerade auf die Vielzahl der früher unselbständig
Tätigen zugeschnitten ist, die nach ihrem Ausscheiden aus dem

Erwerbsleben allein auf eine Rente angewiesen sind. Ergänzend

kann auch auf 5 5 Abs. 6 DVD (nunmehr 5 8 DVD) hingewiesen

werden, wonach nach Vollendung des 65. Lebensjahres als
Vergleichseinkommen 75 V.H. der nach den @@5 bis ? DVG er—

mittelten Beträge anZusetzen sind. Diese Vorschrift ist nicht

nur,
wie das LSG meint, "an beamtenrechtliche Grundsätze"

angepaßt, sondern sie entspricht hinsichtlich des chcnsrlt‚rs

von 65 Jahren auch der allgemeinen Regelung in den Renten—

gesetzen (vgl. @5 1248 der Reichsversichcrungsordnung —RVO—
25 des Angestelltcnvorsicherungsgesetzcs —AVG—}. Spätestens

mit Vollendung des 65. Lebensjahres scheidet der Arbeitnehmer

regelmäßig aus dem Erwerbslcbcn aus und hat Anspruch auf

Altersruhegeld. Er hat also nach der Auffassung des LSG kein

"Erwerbseinkommen" mehr. Gleichwohl ist er aber von der

Gewährung eines Berufsschadcnsausgleichs ausdrücklich nicht

ausgeschlossen.

....10-
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Diese Auslegung, die zunächst am Wortlaut und am Zusammen—

hang der einschlägigen Vorschriften orientiert ist, entspricht

auch dem Sinn und Zweck des Gesetzes. Ursprünglich (vgl. 5 30

Abs. 5 BVG idF des 1. NOG) war die Gewährung eines Berufs—

schadensausgleichs auf "Erwerbsunfähige" beschränkt, d.h.

auf Personen, die in ihrer Erwerbsfähigkeit um mehr als

90 V.H. beeinträchtigt sind (vgl. % 51 Abs. 5 BVG). Das waren
in der Mehrzahl Eersonen, die bereits damals, bei Inkraft—

_tretan des 1. NOG (am 1. Juni 1969), Rentner waren. Mag auch

ihre vorzeitige Berentung überwiegend auf schädigungsbedingten

Gesundheitsstörungen beruht haben, so wurde doch bereits durch

das 2. NOG (vom 21. Februar 1964, BGBl I S. 85) der Berufs-

schadensausgleich auf sämtliche Schwerbeschädigte ausgedehnt.

Nunmehr stellte sich die Trage, wie zu verfahren ist, wenn der

Schwerbeschädigte aus schädigungsunabhängigen Gründen vor—

zeitig Rentner wird. Das Problem, daß ein Beschädigter erst

durch das Zusammenwirken von Schädigungsfolgen und Nicht-

Schädigungsfolgen oder allein (überwiegend) durch Nichtsehädi—

gungsfolgen vorzeitig aus dem Brwerbsleben ausscheidet, war

in der Kriegsopferversorgung (HDV) seit Jahrzehnten bekannt
(Vgl. % 50 Abs. 1 Satz 2 BVGaF). Wennder Gesetzgeber diese
Rentner grundsät21ich von der Gewährung eines Berufsschadens—

ausgleichs ausschließen wollte, dann hätte er dies im Gesetz
deutlich zum Ausdruck bringen müssen. Dabei ist besonders zu

berücksichtigen, daß in der KOV niemals das Prinzip gegoltcn

hat, daß mit dem — altersbedingten - Ausscheiden aus dem
Erwerbsleben die Rente wegfällt oder entscheidend gemindert

wird. Zwar ist die MdB - und damit die Höhe der Rente — nach
der körperlichen Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbsleben

zu beurteilen (vgl. $ 50 Abs. 1 BVG). Die einmal festgesetzte
Rente wird aber auch nach Vollendung des 65. Lebensjahres,

wenn der Beschädigte Pensionär oder Rentner geworden ist,
unverändert weitergewährt (Vgl. insbesondere 5 62 Abs. 3 BVG),
obwohl nunmehr eine Beeinträchtigung im allgemeinen Erwerbs—

leben meist nicht mehr vorliegen wird. Darüber hinaus können
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auch Beschädigte, die vor Vollendung des 65. Lebensjahres

überhaupt keinen Rentenantrag gestellt hatten, näch'éinc Rente

beanspruchen, sofern bei ihnen schädigungsbedingte Gesundheits—
störungen in rentenbérechtigendem Grade (vgl. 5 30 Abs. 1 und

2 BVG) vorliegen. Damit zeigt sich zugleich, daß die Worte
"Erwerbsleben" in 5 30 Abs. 1 BVG bzw. "Erwerbseinkommen” in

Absatz 5 nicht eng aufgefaßt werden dürfen und daß beide Be—

griffe nur den Ansatzpunkt bilden für die Gewährung und die
Höhe der laufend zu gewährenden Versorgungslcistungcn.

Eine Beschränkung, wie sie das LSG angenommen hat, würde auch

dem Zweck des Berufsschadensausgleichs widersprechen. Tor;

Schwerbeschädigte soll — über die Grundrcntc und die Ausgleich3»

rente hinaus - eine Entschädigung erhalten für individuelle

berufliche (wirtschaftliche) Nachteile,.die vor allem dadurch
entstanden sind, daß er infolge der Schädigungsfolgen seinen

Beruf_überhaupt nicht ausüben und dementsprechend ein Irbeits

einkommen nicht erzielen konnte (vgl. 5 30 Abs. 5 BVG id? des
1. NOG) oder daß er infolge der Schädigungsfolgen nicht in
vollem Umfang in den Arbeitsprozeß (wieder) Cingcgliedertf

werden konnte und deshalb erhebliche wirtschaftliche, beruf—

liche und soziale Einbußen bzw. Nachteile ("Abstieg“) hin—

nehmen mußte. Diese Nachteile bleiben aber — nicht allein bei
der Rentenhöhe, sondern auch auf sozialem Gebiet - erhalten,

wenn der Schwerbeschädigte aus dem Erwerbsleben ausschcidet,

wobei es auf die Gründe des Ausscheidens (Altersgrenze,

schädigungsbedingtc oder schädigungsunabhängige Gründe} nicht

entscheidend ankommt. Der Beklagte bestätigt überdies in seiner
Revisionserwiderung, daß der Text und Zweck des Gesetzes keinen

Anhalt dafür bieten, daß bei der Ka salitätsprüfung nach 5 30
Abs. 5 BVG nachteilige Auswirkungen von Schädigungsfolgen auf

Sozialrenten grundsätzlich nicht zu beachten seien, und daß

die einkommensmäßig ungünstige Lage des Schwerbeschädigten auch

darin mitbegründct sein kann, daß dieser in Auswirkung der

Schädigung;folgcn weniger Sozialrente bezieht, als er ohne die
Schädigung erhalten würde.
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Ist also davon auszugehen, daß auch ein sehwerbesbhädigter

Rentner, dessen Renteneinkemmen durch die Schädigungsfolgen

gemindert ist, einen Berufsschadensausgleich erhalten kann,

so bedarf die Frage des Vergleichseinkommens und damit der

Höhe des zu gewährenden Ecrufsschadcnsausgleichs weiterer

Erörterung. Hier liegt das eigentliche Problem, was offenbar

auch das LSG empfunden hat. Erhält nämlich der Schwerbe-

schädigte, der nech im Erwerbslebcnrstehtrund“Arbeitseinz‘

kommen bezieht, einen — mäßigen ? Eerufsschadensausgleich,

weil sein Erwerbseinkemmen durch die Schädigungsfolgen ge—

mindert ist, dann müßte dieser Berufsschadensausgleich

zwangsläufig erheblich erhöht werden, wenn der Beschädigte

aus schädigungsunabhängigen Gründen vorzeitig in den Ruhe—

stand tritt und wenn gleichwohl als Vergleichseinkommen das

"höhere Durchschnittseinkemmen der Berufs— oder Wirtschafts—

gruppe■, also der im aktiven Arbeitsleben stehenden Ver-

gleichspersonen, herangezogen wird. Die im Gesetz vorge—

sehene Vergleichsregelung ist nur in den Fällen Sinnvoll

und zweekentsprechend, in denen der Schwerbeschädigte aus
schädigungsbedingten Gründen vorzeitig in den Ruhestand ge—
treten ist, denn nunmehr hat sich sein Einkommensverlust

aus schädigungsbedingtcn Gründen weiter erhöht. Sie muß
aber versagen und als unbillig angesehen werden, wenn das
weitere — möglicherweise erhebliche — Mindereinkommen durch

die schädigungsunabhängige Pensionierung (Berentung) ver—
ursacht wird. Eine derartige Regelung würde auch dem das
Versorgungsrecht beherrschenden Grundsatz widerspreehen,

daß Versorgung jeweils nur wegen der gesundheitlichen und

wirtschaftlichen Folgen einer Schädigung gewährt wird.

So bestimmt 5 50 Abs. 5 BVG, daß der Einkommensverlust

"durch" die Sehädigungsfolgen hervorgerufen sein muß.
Das Problem “des Vergleichseinkommens kann auch nicht da—
durch gelöst werden, daß — wie offenbar der Beklagte meint —
jeweils im Einzelfall geprüft wird, ob die "einkommensmäßig

ungünstige Lage" des Rentners allein oder wesentlich durch
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die Schädigungsfolgen oder durch die Niehtschädigungsfolgen

bedingt ist. Der Sehwerbeschädigte macht in diesen Fällen

nur giggn EinkommensVerlust geltend, nämlich die Minderung
seines Bentgneinkommens durch die SchädigungSfolgen; zur ’
Anwendung der Kausalithtsnorm ist also insoueit kein Raum.

Nach Auffassung des Senats liegt hier eine echte Lücke im

Gesetz vor, die — bei der grundsätzlichen Verpflichtung durch
den Gesetzgeber, einen Eerufsschadensausgleich auch bei der
schädigungsbedingten Minderung eines Renteneinkonmens :

gewähren — durch Richtcrrecht ausgefüllt werden muß.

Der 8. Senat des BSGhat zwar entschieden (vgl. Urteil vom
9. Mai 4972—8 RV745/7f1_ in SozRBVGNr. 56 zu 5 50}, daß
bei der Berechnung des Eerufsschadensausgleichs (eines vor—

zeitigen Rentners) das gegenwärtige Einkommen des aus dem
Erwerbslebcn ausgeschiedenen Schwerbbschädigten nicht dem
Renteneinkommen vergleichbarer Personen gegenüberzustellen,
sondern mit dem Eurchschnittseinkommen von erwerbstütigen

Personen zu vergleichen ist, die keine Schädigung erlitten

haben, die also grundsätzlich gesund und in ihrer Erwerbs—

fähigkeit nicht eingeschränkt sind; der damals ehtsehiedcne

Fall war jedoch gerade dadurch gekennzeichnet, daß das Renten
einkommen des Klägers nach den - erfolglos angegriffenen —

Feststellungen des LSG‚gight geringer war, als wenn er die
Schädigung nicht erlitten hätte, und daß demnach ein schädi»

gungsbedingter Einkommensverlust gar nicht verlag. Der vom
8. Senat aufgestellt3Rechtssatz ist also für die damalige

Entscheidung nicht tragend gewesen, ganz abgesehen davon,

daß dieser Senat nicht mehr auf dem Gebiet der KOV tätig ist.
Die vom Kläger aufgezeigten Lösungsmöglichkeiten für die
Berechnung des Berufsschadensausgleichs vermögen gleichfalls

nicht Zu überzeugen. Sein erster Vorschlag läuft darauf

hinaus, das Renteneinkommen gänzlich außer Betracht zu lassen

und den Berufsschadensausgleieh des Klägers so zu prüfen,
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als ob er noch berufstätig wäre. Auch im Versorgungsrecht

kann aber die Lebenswirklichkeit nicht außer acht gelassen

werden; diese aber besteht im vorliegenden Fall - und in

den vergleichbaren Fällen - gerade darin, daß der Kläger

'aus schädigungsunabhängigcn Gründen vorzeitig Rentner ge-

worden ist und daß er auch ohne die Schädigung kein Erwerbs—

einkommen aus gegenwärtiger Tätigkeit mehr erzielen würde,

sondern auf seine Rente angewiesen wäre. Im übrigen schreibt

@9 Abs. 2 Ziff. 2 DVD gerade vor, daß zum derzeitigen
Bruttoeinkommen auch die Renten aus der Sozialversicherung

gehören. Dem zweiten Vorschlag des Klägers kann schon des—

halb nicht gefolgt werden, weil prozentuale Aufschlüssc—

lungen beim Berufsschadensausgleich nicht vorgesehen sind

und dem System des Versorgungsrechts widersprechen würden.

Ein Anhaltspunkt für eine.systemgerechte Regelung findet

sich jedoch in 5 5 Abs. 6 DVD. Danach sind vom Ersten des
Monats an, der auf den Monat folgt, in dem der Beschädigte

das 65. Lebensjahr vollendet, als Iurchschnittseinkommen

75 V.H. (früher 70 V.H., vgl. DVO vom 50. Juli 4964

— BGBl I S. 4445 —) der nach den Absätzen 4 bis 5 ermittelten

Beträge anzusetzen. Diese Vorschrift, die bisher schon neben

den unselbständig Tätigen in der privaten Wirtschaft auch

die Angehörigen des öffentlichen Dienstes (vgl. 5 4 Abs. 6 IVG)

und die selbständig Tätigcn (vgl. 55 5 Abs. 5 und 6 Abs. 5 IVG)

umfaßte‚ ist jetzt als selbständiger Tatbestand in € 8 der LVO

(vom 44. April 4974, aaO) aufgenommen werden. Sie kann nach
Auffassung des Senats in zweierlei Hinsicht als Ausdruck eines
allgemeinen Prinzips angesehen werden. Einmal hat sich der

Gesetz- bzw. VO—Geber den allgemeinen Regelungen über die
Altersgrenze und den Eintritt in den Ruhestand im Beamten—

recht (vgl. 5 44 EEG) und im Rentenrecht (vgl. aber die
Modifizierung bzw.Neuregelung durch 5 4248 RVG idF des
Rentenreformgesetzes vom 46. Oktober 4972, BGBl I S. 4965

* RRG—). angepaßt. Zum anderen hat er als Vergleichsein—
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kommen für Ai'tersrentner und Rühestand3beamte kein dul‘Ch-
schnittliches Renten— oder Pensionseinkommen angesetzt, sondern
das allgemeine Vergleichseinkommen, allerdings gekürzt um

25 %, beibehalten. Der VO—Geberhat damit dem Grundsatz der
Generalisierung und Pauschalierung Rechnung getragen, von dem
die gesamte Regelung über den Eerufssehadensausgleich und

Schadensausgleich beherrscht wird (vgl. BVerfG 26, 46;
ständige Rechtsprechung der KO—Senate des BSG).

Der Senat verkennt nicht, daß die genannte VorsChrift

‚(S 5_Abs. 6 DVDaF bzw. 5 8 DVDnF) nicht unmittelbar auf
Fälle der vorliegenden ßrt angewandt werden kann, weil die

vorzeitig aus dem frbeitsleben ausgeschiedenen Rentner das

65. Lebensjahr gerade noch nicht vollendet haben. Andererseits

ist jedoch zu berü6ksichtigen, daß es sich bei den Schwer—;
beschädigten —vorWicgend aus dem 2. Eeltkrieg —um Tcrson0n
handelt, die im 6. Lebensjahrzehnt stehen oder dieses sogar

— Wie der Kläger + überschritten haben; der Unterschied zu der

in der DVDvorgesehenen allgemeinen Altersgrenze von 65 Jahren
wird naturgemäßvon Jahr zu Jahr geringer. Es kommthinzu,
daß die allgemeine Altersgrenze im Rentenreeht auf 65 Jchre
bzw. » für Schwerbeschädigte

— auf 62 Jahre vorverlegt vorden

ist (vgl. 55 4248 RVG,25 AVGidF des RRG); ein besonderer
Renten"Abschlag" iSt dabei nicht vorgesehen. Soweit das LSG

auf "junge Bürger" verweist, die nach dem Soldatenversorzungs—
gesetz (SVG)versorgungsbcrechtigt sind, handelt es sich vor—
läUfig um wenige Fälle, die möglicherweise einer besonderen
Regelung durch den VO—Gebcr bedürfen, aber vorliegend schon

im Hinblick auf ihre geringe Zahl und im Interesse einer
praktikablen Lösung außer Betracht bleiben können. Im übrigen

zeigt gerade die Regelung über die Zurechnungszeit im Renten—

recht (vgl. 55 1260 EVO, 57 AVG), daß es den Absichten des
Gesetzgebers durchaus entspricht, die jüngeren Anspruchs- '
berechtigten den älteren gleichzustellcn und ihnen vergleich—

bare Leistungen auch dann zu gewähren, wenn angemessene Bei—
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träge dafür nicht entrichtet sind.
Der Senat hat in diesem Zusammenhang auch erwogen, ob ein

fiktives durchschnittliches Renteneinkommen — bezogen auf

das Lebensalter des Rentners — als Vergleichseinkommen heran—

gezogen oder ob zusätzlich zu der 25 %igen Kürzung ein

weiterer Abschlag - gleichfalls gesta£felt nach dem Lebensalter

des vorzeitigen Rentners - gemacht werden kann. Die erste

Möglichkeit hat der Senat deshalb verworfen, weil sie sich

allzu sehr von dem Gesetzeséortlaut (Durchschnittseinkommen

der ohne die Schädigung erreiChten Berufs— oder Wirtschafts—

gruppe) entfernen würde; außerdem würde sie der allgemeinen

Regelung in % 5 Abs. 6 DVDaF bzw. 5 8 DVDnF zuwiderlaufen.
Die zweite Möglichkeit (”Abschlag") würde die Praktikabilität
erheblich erschweren und dem Grundsatz der Generalisierung und

Pauschalierung (s. oben) widersprechen, ganz abgesehen davon,

daß — jedenfalls im Rentenrecht - bei der Vorverlegung des

Zeitpunktes für das Altersruhegeld ein Abschlag nicht erfolgt.

Außerdem ist die ursprünglich in der DVO vorgesehene Kürzung

des Durchschhittseinkommens auf 70 v.H. (vgl. @5 Abs. 4 DVG
idF vom 50. Juli 1964) bereits durch—dic EVO vom 50. Juli 4964

(BGBlII.S. 574O auf 75 V.H. heraufgesetzt werden, also auf
einen Prozentsatz, der für Altersrentcn zwar angestrebt, aber

sicher nicht immer erreicht wird. Das ESG hat überdies bereits

entschieden, daß die Höhe des nach dem generalisierenden Ha■—

stab des $ 5 Abs. 5 BVG zu berechnenden Einkommensverlustes

durch 5 50 Abs. 5 und 4 BVG nicht dahin begrenzt wird, daß

er einen bestimmten Betrag — etwa das ohne die Schädigung

voraussichtlich erzielte individuelle Gehalt — nicht.über—
steigen darf (vgl. BSG in SozR DVD zu 5 50 Abs. 5 und 4 BVG

vom 50. Juli 4964, Nr. 4 zu 5 5). In dieser Entscheidung hat
das BSG weiter ausgesprochen, daß bei der generalisierenden
Regelung Abweichungen "nach oben und unten" nicht zu ver—
meiden sind. Dies muß zur gleichmäßigen Behandlung der Recht—

suchenden sowie im Interesse eines einfachen und praktikablen.
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Verwaltungshandelns hingenommenwerden; daher darf nicht‘ein
individuelles Einkommen zugrunde gelegt werden. In Anwendüng

‚dieser Grundsätze kommtdaher eine individuelle Berechnungdes
ohne die Schädigung wahrscheinlich erreichten Renteneinkomncns
schon im Hinblick auf die Gesamtkonzeption des Berufsschndcns—
ausgleichs nicht in Betracht.

'Der Senatfaßt die obenentwickelten Grundsätzedahin zu—
sammen:Ein aus SChädigungsunabhängigen Gründen vorzeitig aus
dar EYWETÜ59€ÖGÜ€ücgcsaäicdener Ehataer ist von der €ca■ärvag
eines BCTUfSSChGÖCÜEau5g10iChSnicht grundsätzlich ausLo—
50h10550n‚ sofern 8ein Renteneinkommen "durch die Schädigunge—
folgen" gemindcrt iot (% 30 Abs. 5 BVG). zum derzeitigen
Bruttoeinkommen "aus gegenwärtiger oder früherer Tätigkeit”
gehören auch Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung
und Renten aus der gesetzlichen Unfallversieherung sovie
etwaige Betriebsrentcn und andere betriebliche Leistungen aus
früheren Dienstverhältnissen (vgl. 5 9 Abs. 2 Nr. 4 und 2 DVG .

'Als 'Vergleichseinkommcn "gilt" das auf.?5 V.H. gekürzte Lurchn

schnittseinkommen der Berufs- oder Wirtschaft3gruppe, der der
beschädigte Rentner ohne die Schädigung ... wahrscheinlich

d'angehörthätte (vgl. 5 50Abs.4 Satz4 BVGiVm5 5 Abs.6,
jetzt 5 8 DVD).

Der Senat konnte nicht in der Sache selbst entscheiden
(@ 170 Abs. 2 Satz 1 SGG), weil das LSG- von seiner Rechts-
auffassung aus zu Recht —nicht die erforderlichen Tatsachen—
feststellungen getroffen hat (5 465 SGG)‚ die unter das Gesetz
subsumiert werden können (vgl. BSG in SozR SSG Nr. 145 zu
5 162). 3er ReChtsstrcit war daher zur erneuten Verhandlung
und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen (@ 170 Abs. 2
Satz 2 SGG).
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Die Kostenentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil

vorbehalten.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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